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Der Fall Petritsch

Der international viel-
leicht bekannteste
österreichische Di-

plomat, Wolfgang Pe-
tritsch, bekommt dem-
nächst den Europäischen
Menschenrechtspreis. Die-
se hohe internationale Aus-
zeichnung wurde ihm we-
gen seiner langjährigen Be-
mühungen um friedliche
Zusammenarbeit der Volks-
gruppen und um Stabilisie-
rung der Lage in der Krisen-
provinz Kosovo und in Bos-
nien-Herzegowina verlie-
hen. Der kenntnisreiche
Kärtner Slowe-
ne war sowohl
als EU-Sonder-
gesandter für
den Kosovo
und Chefver-
handler für die
Kosovo-Frie-
denskonferenz
wie auch als
Hoher Reprä-
sentant für Bos-
nien–Herzego-
wina (de facto
Gouverneur) hoch angese-
hen, weil er stets unpartei-
isch, aber zugleich ent-
schlossen gehandelt hat.

Man kann seine Rolle in
der Balkan-Politik seit sei-
ner Ernennung als österrei-
chischer Botschafter 1997
in Belgrad nicht hoch ge-
nug einschätzen. Nicht nur
als exzellenter Vertreter der
internationalen Staatenge-
meinschaft zwischen 1998
und 2002, sondern auch als
Buchautor und Vortragen-
der hat Petritsch – ebenso
wie übrigens Erhard Busek
und Albert Rohan – maß-
geblich zum Verständnis
der verschlungenen Wege
der Balkan-Politik beigetra-
gen. Er hat sich mutig für
die (wenn auch zeitweilig
eingeschränkte) Unabhän-
gigkeit der serbischen Pro-
vinz Kosovo ausgespro-
chen und auch den Etiket-
tenschwindel mit dem von
britischen Diplomaten er-
fundenen Scheinbegriff
„West-Balkan“ abgelehnt.

Warum ist nun dieser be-
deutende Diplomat, Jahr-
gang 1947, in den letzten
Jahren nicht seinen Fähig-
keiten entsprechend einge-
setzt worden? Sein Fall
spiegelt in mancher Hin-
sicht die Widersprüchlich-
keit der österreichischen
Innen- und Parteipolitik
wider. Dass der junge Pe-
tritsch von 1977 bis 1983
ein loyaler und umgängli-
cher Pressesekretär von
Bundeskanzler Bruno

Kreisky war, bereicherte
ihn zwar mit einzigartigen
Erfahrungen, vor allem was
Österreichs Platz in der
Weltpolitik betrifft, doch
war es auf lange Sicht kei-
ne Empfehlung in einem
eher bürgerlich geprägten
Außenamt. Seine achtjähri-
ge Tätigkeit als Leiter des
österreichischen Presse-
und Informationsdienstes
in New York (1984–1992)
hatte ihn für höhere Aufga-
ben vorbereitet. Da aber die
Affäre um Kurt Waldheims
Kriegsvergangenheit gera-

de in diese
Zeitspanne
fiel, wollten
manche – aller-
dings erfolglos
– ihm aus sei-
ner angebli-
chen Mitwir-
kung einen
Strick drehen.

Vor seiner
bereits er-
wähnten glanz-
vollen interna-

tionalen Karriere diente Pe-
tritsch 1995-1997 als inter-
nationaler Abteilungsleiter
der Stadt Wien. Bei der Na-
tionalratswahl 2002 wurde
er Listenführer der SPÖ in
Wien und wäre im Falle ei-
nes Wahlsieges als österrei-
chischer Außenminister
vorgesehen gewesen. Wa-
rum blieb er dann nicht in
der Politik? Dem Kreisky-
Zögling bot sich wohl keine
seinenFähigkeitenentspre-
chende Stellung als Außen-
politiker in den Reihen der
SPÖ-Fraktion an. Deshalb
nahm der enttäuschte Pe-
tritsch die ihm bereits vor
dem Wahlgang als Bot-
schafter in Genf zugewiese-
ne Funktion an.

Der nach einer langen
Durststrecke siegreichen
Sozialdemokratie wird von
manchen Beobachtern so-
wohl im Bund als auch in
Wien Freunderl- und Cli-
quenwirtschaft vorgewor-
fen. Der bisherige Umgang
mit diesem international
profilierten Diplomaten
war für keine Seite ein Ruh-
mesblatt. Bei der Neubeset-
zung der zahlreichen va-
kant gewordenen Botschaf-
terposten könnten nun
Bundeskanzler und Außen-
ministerin beweisen, dass
dieser persönlich absolut
integre und hochqualifi-
zierte Diplomat endlich sei-
nen Fähigkeiten entspre-
chend bei der EU in Brüssel
oder bei der UNO in New
York eingesetzt wird.

Was woll’n s’ denn?

Betrifft: Streitobjekt Studienge-
bühren

Ja was woll’n denn die Stu-
denteneigentlich?, fragte einst
Wissenschaftsministerin Her-
tha Firnberg anlässlich hart-
näckiger Studentendemons-
trationen. Man könnte die Fra-
ge heute wiederholen, denn
hört man die trotzigen Forde-
rungen der ÖH-Vertreter, so
kommt einem das Ganze wie
ein Partout-Standpunkt vor.
Als Student der 60er-Jahre
musste man Inskriptionsge-
bühren und Taxen, später ÖH-
Beiträge zahlen, und keiner
hat das damals infrage gestellt
...

Dr. Alf Gerd Fantur
1030 Wien

Zur Nichtdurchsetzung des
SPÖ-Wahlschlagers „Studien-
gebühren abschaffen“ ist zu
sagen: Es handelt sich dabei
um einen Schwarz-Weiß-Slo-
gan nach dem Muster von
Klassenkampfparolen und um
keinen positiven Lösungsan-

satz für das (angebliche) An-
liegen. Freier Studienzugang
für alle wird nicht durch Ge-
bührenfreiheit erzielt, son-
dern nur durch Begleitmaß-
nahmen wie sinnvolle Begab-
tenförderung bereits ab dem
Volksschulalter und durch se-
riöse Elternaufklärung. Für
Gebührenersparnis gibt und
gab es immer eine Stipendien-
regelung, deren weiterer Aus-
bau ja im Regierungspro-
gramm nicht negiert wird.

Mag. Günter Braun
1020 Wien

Bei Durchsicht von Inskripti-
onsblättern aus dem Jahr 1908
von Studentinnen an der Wie-
ner Universität –im Zuge einer
Recherche – konnte ich fest-
stellen, dass die Studentinnen
je nach der Anzahl der beleg-
ten Vorlesungen zwischen 20
und 50 Kronen pro Semester
bezahlen mussten

Der Gehalt eines Ordinarius
und Institutsvorstandes be-
trug damals 12.000 bis 15.000
Kronen jährlich. Das heißt,
dass der monatliche Gehalt ei-

nes Ordinarius vor 100 Jahren
mit den Studiengebühren von
20 bis 30 Studenten bezahlt
war. Man muss also der neuen
Bundesregierung unter dem
Sozialdemokraten Gusenbau-
er zugute halten, dass sie die
Gebühren im Vergleich zur
Zeit von Kaiser Franz Joseph
nicht wesentlich erhöht ha-
ben. Aber vielleicht sollten
Professoren fordern, dass das
Verhältnis Studiengebühren/
Gehalt auf eine ähnliche Grö-
ße gehoben wird, wie es vor
100 Jahren war

Dr. Robert Rosner
per Internet

Alles oder nix?

Betrifft: „Kdolsky macht sich in
ÖVP keine Feunde“

der Standard, 17. 1. 2007
Die Nichtdiskriminierung ist
Kdolsky auch bei Eltern wich-
tig. Sie betonte, dass Kinder
natürlich nicht nur für ihre El-
tern eine Belastung darstellen
können und sie den Kinderlo-
sen-Schutz „als Thema voran-
treiben“ wolle. Sie äußerte die
Hoffnung, dass es mit der frei-
willigen Selbstbeschränkung
der Gastronomen, wonach ein
Teil der Lokale für Kinderlose
reserviert werden soll, klappt.
Wenn nicht, dann werde sie
sich mit allen Betroffenen zu-
sammensetzen. Wenn sie sich
in einem Hotel oder Restau-
rant über Raucher beschwere,
„die andere zwingen an ihrem
Genuss teilzunehmen, hat
man sofort eine Phalanx gegen
sich, die einen der Raucher-
feindlichkeit bezichtigt“. Da-
bei sieht sich Kdolsky als
„große Raucherfreundin“,
aber „mit kritischem Potenzi-
al, wenn Raucher in unange-

nehmerweise in mein Leben
intervenieren“. Sie plädiere je-
denfalls für die Freiheit der
Menschen und mache darauf
aufmerksam, dass man nicht
auf der einen Seite zusätzliche
Rechte für verschiedene Grup-
pen fordern und auf der ande-
ren Seite Verschärfungen ein-
führen könne.

Also: Entweder dürfen alle
alles oder keiner nix, nicht?

Christian Reichetzeder
per Internet

Vorbildwirkung
Betrifft: Nachhilfeangebot des
Bundeskanzlers

Ich nehme das Versprechen
des neuen Bundeskanzlers,
Nachhilfestunden zu leisten,
ernst. Sollte er diesmal wirk-
lich sein Wort halten, wäre er
ein Vorbild für viele (z. B. „Ar-
beit suchende“ Lehrer).

Da ich über ausreichende
Freizeit verfüge, bin ich gerne
bereit, es ihm gleichzutun und
„Zuwandererkinder“ (ohne
Bezahlung) zu unterstützen.

Josef Schubert
1120 Wie

LESERSTIMMEN

Studentenproteste: trotzige
Klassenkämpfer? Foto: AP

Ein paar
Empfehlungen an

die neue Kultur- und
Kunstministerin mit
„Finanzkompetenz“
zu einer neuen Job-
Description jenseits
von Spätfeudalismus

und Schutzengel-
Fantasien

ragenden Bedeutung von
Kunst und Kultur für die Ge-
sellschaft werden gerne gehört
und brauchen immer aufs
Neue Verstärkung. Trotzdem
werden uns die Worthülsen
hochkonjunkturell geprägter
Mainstreamsozialdemokratie
und ein Begriffsapparat der
Siebziger nicht durch die rau-
er werdenden Verteilungs-
kämpfe des 21. Jhdt. führen.

Eine der wesentlichsten He-
rausforderungendesMoments
ist die Entwicklung neuer und
„belastbarer“ Begründungen
für staatlich kulturpolitisches
Handeln und eine Positions-
bestimmung kultureller Ar-
beit jenseits ökonomischer
(Umweg)Rentabilitäten, aber
auch jenseits einer überkom-
menen – letztendlich aus ei-
nem obsoleten Geniebegriff
folgenden – Glorifizierung der
heroischen Künstlerhelden.
Die aktualisierten Begriffe für
die Standardfloskeln vom „Ge-
wissen der Nation“, über „das
Salz der Gesellschaft“ bis hin
zum „Sensorium für zukünfti-
ge Entwicklungen“ sind noch
nicht gefunden.

Niemand erwartet diese
Zentralbegriffe von Ihnen.
Lassen Sie also andere den-
ken. Es gibt genügend, deren
tägliche Arbeit darin besteht,
sich mit solchen Fragen ausei-

Bleiben Sie distanziert

Eifrig wurde der Lebens-
lauf der neuen Ministe-
rin für Bildung und Kul-

tur nach Kunstsinnigkeit un-
tersucht und erleichtert zur
Kenntnis genommen, dass sie
neben ihren Banking-Qualifi-
kationenalsVertreterindesFi-
nanzministeriums im Kurato-
rium der Salzburger Festspie-
le, als Aufsichtsrätin von „Art
for Art“ oder als Vorstandsmit-
glied der Wiener Symphoni-
ker auch kunstnahe Erfahrun-
gen vorweisen konnte. Da-
durch beruhigt, dominieren in
den Reaktionen die üblichen
Hoffnungen nach „besserem
Klima“, „Dialog“ oder „Zuhör-
bereitschaft“, ohne dass eine
Veränderung des grundlegen-
den Verständnisses von Kul-
turpolitik gefordert wird.

Wenn die Begriffe aus der
Beziehungsarbeit im Politi-
schen zu dominieren begin-
nen, ist es höchste Zeit, eine
Veränderung der Grundstruk-
turen ins Auge zu fassen. Da-
bei könnte die Außenperspek-
tive der neuen Ministerin ein
Vorteil sein.

An die Stelle des tradierten
grenzmonarchischen Bildes
des zuständigen Politikers als
Schutzpatron, Motivator und
Finanzier seiner Gefolgschaft,
welches nach dem bösen On-
kel Morak nun wieder mit ei-
nem gütigeren Gesicht gefüllt
werden könnte, sollte so etwas
wie respektvolle Distanzkul-
tur treten. Es geht um ein ge-
ändertes Verhältnis von Kul-
turpolitik zur kulturellen Zi-
vilgesellschaft. In diesem Sin-
ne ein paar Hinweise für ers-
te, eigentlich selbstverständli-
che, Schritte:

I. Absagen lernen – Sagen
Sie wöchentlich eine Eröff-
nungsrede ab, und laden Sie
sich dorthin ein, wohin Sie
nicht gerufen werden, um dort
Cheflobbyistin für Kunst und
Kultur in jenen gesellschaftli-
chen Bereichen zu sein, die ei-
ner Ministerin eher einen
Empfang bereiten als den
Kunstschaffenden selbst:
Zahnärztekongresse, Banking-
netzwerke, Reitsportverbän-

de, skeptische Heimatverbän-
de, BerufsschulabsolventIn-
nen. Nützen Sie jedes Forum
außerhalb der Kunst und Kul-
tur, um für Interesse, Begeiste-
rung, Respekt, Neugier . . .
und Geld zu werben. Um die
Kernschicht kümmernwiruns
einstweilen selbst.

2. Außen agieren – Die bis-
her effizienteste Galerienför-
derung war eine allgemeine
Exportförderung für Messebe-
teiligungen. Die Höhe der So-
zialversicherungsbeiträge be-
trifft Kunstschaffende zentral.
Das Urheberrecht definiert ei-
nen Großteil des Handlungs-
spielraums innovativer Prakti-
ken. Die Straßenverkehrsord-
nung ist die geheime Leitnorm
für Kunst im öffentlichen
Raum.

Worthülsen einmotten
Vergessen Sie nicht, wenn

Sie von „Selbstständigen“ hö-
ren, dass damit auch 90 Pro-
zent der Künstler gemeint
sind, und überlassen Sie Inte-
gration nicht den dafür nomi-
nell Zuständigen. Etablieren
Sie eine Stabstelle, die bestän-
dig andere Politikfelder auf
kunst- und kulturrelevante
Sachverhalte und Eingriffs-
möglichkeiten hin untersucht.

3. Denken lassen – Die wohl-
feilen Beteuerungen der über-

Martin Fritz*

nanderzusetzen – und Ant-
worten zu finden.

4. Arbeiten lassen – Das his-
torische kulturpolitische Ver-
säumnis, keine dezentralen
oder teilautonom ausgelager-
ten Zuständigkeiten innerhalb
der Kunst- und Kulturfinan-
zierung zu schaffen und auch
keine Verbreiterung der Fi-
nanzierungsstruktur über die
Direktsubvention hinaus
(etwadurch steuerlicheAnrei-
ze) anzustreben, sollte sich
nicht wiederholen. Gründen
Sie Agenturen für Auslands-
kulturarbeit.

Mehr Transparenz
Schaffen sie autonome

Fonds für Übersetzungen, die
auch anderen Finanziers offen
stehen. Überlassen Sie einen
Teil ihrer Zuständigkeit expe-
rimentell den Betroffenen,
übertragen Sie Kompetenz
temporär an Ihre Beauftragten
oder dauerhaft an neue Spie-
ler im Feld.

Eröffnen Sie den qualifi-
zierten Beamten und Abtei-
lungen motivierende Spiel-
räume. Lassen Sie erfahrene
Institute Biennalen beschi-
ckenund legenSieprofilierten
Macher/innen ruhig noch et-
was drauf, bevor Sie selbst
Projekte beginnen, die andere
besser können.

5. Distanziert bleiben – Etab-
lieren Sie die Umgangsformen
der professionellen, zivilen
Welt in ihrem Haus und in Ih-
ren Stäben. Lassen Sie zurück-
rufen, beantworten Sie Briefe
innerhalb verlässlicher Fristen
und geben Sie transparent Ein-
blick in die aktuellen und zu-
künftigen Schwerpunktset-
zungen Ihrer Arbeit. Machen
Sie bekannt, wer Sie berät.
Etablieren Sie verantwortliche
und angreifbare Einzelperso-
nen, Gremien, Beamte und
Agenturen als Ansprechpart-
ner/innen im operativen Ge-
schäft.

Vergeben Sie Beratungsauf-
träge nach offenen Verfahren,
statt sich exklusiv dem Kaffee-
haus auszuliefern, und bedie-
nen Sie sich strukturiert der
hervorragenden Kompetenz
der österreichischen Szenen.
Bezahlen Sie für Rat und Tat
und veröffentlichen Sie die so-
mit gewonnenen Erkenntnisse
und Entscheidungen.

*Martin Fritz ist Kurator und
Leiter des Festival der Regio-
nen in Oberösterreich, Vor-
standsmitglied der Manifesta-
Foundation in Amsterdam
und berät Kunstinstitutionen
in Strukturfragen.

Die von vielen kritisierte „Außenperspektive“ von Gehrer- bzw. Morak-Nachfolgerin Claudia
Schmied könnte sich als Vorteil erweisen ... Foto: APA


